
Overturning the Referendum
Wie der Brexit gekippt werden soll

Bald wird der Tag drei Jahre zurückliegen als sich - am 23. Juni 2016 – eine Mehrheit der bri-
tischen Bevölkerung dafür entschied, der Europäischen Union den Rücken zu kehren.
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Am 29. März 2017 hatte die britische Regierung offiziell den Austritt beantragt. Nach Artikel
50 des Vertrags über die Europäische Union hätte Großbritannien danach spätestens am 29.
März 2019 die EU verlassen müssen. Dieser Termin aber verstrich, ebenso wie eine erste
Nachfrist am 12. April, ohne dass etwas geschah. Jetzt legte der Europäische Rat auf seinem
Gipfeltreffen am 10. April ein neues Datum fest: Spätestens am 31. Oktober 2019 soll es nun
endgültig soweit sein.

 

Sollte das britische Unterhaus den zwischen Brüssel und London ausgehandelten Austrittsver-
trag in den nächsten Wochen nicht doch noch annehmen, so muss sich das Land an den Ende
Mai stattfindenden Wahlen zum Europäischen Parlament beteiligen. Gewählt werden dann Ab-
geordnete für eine Institution, die das Land nur wenige Wochen später verlassen will.

 

Dies hört sich wie ein schlechter Witz an, aber so wird es wahrscheinlich kommen, denn
nichts spricht dafür, dass der Austrittsvertrag eine Mehrheit im britischen Unterhaus erhalten
wird. Bereits dreimal ist er durchgefallen und das aus gutem Grund: Er ist für Großbritannien
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unannehmbar. Nach ihm kann zwar das Land aus der EU aber nicht gegen den Willen Brüs-
sels aus der gemeinsamen Zollunion austreten. Der im Vertrag enthaltene sogenannte „Back-
stop“ nimmt Nordirland als Geisel dafür. Kommt nämlich zwischen Brüssel und London keine
Einigung über den künftigen Charakter der Grenze zwischen Nordirland und der Republik Ir-
land zustande, so bleibt Großbritannien nichts anderes übrig als die Zollgrenze in der Irischen
See zu ziehen und damit Nordirland zu separieren. Die Nation wäre gespalten – für London
unannehmbar[1].

 

Eine Beteiligung Großbritanniens an den Wahlen zum Europäischen Parlament wäre ein Erfolg
für alle Brexitgegner im Land wie auf dem Kontinent. Sie setzen darauf, dass viele Befür-
worter des Austritts die Nase restlos voll haben von der wechselseitigen Blockade im Unter-
haus und den Wahlen fernbleiben. Ganz anders ist die Lage unter den Anhängern des Re-
main. Sie fordern seit langem ein zweites Referendum, mit dem die verhasste Brexit-Entschei-
dung rückgängig gemacht werden kann. In den Wahlen zum Europäischen Parlament sehen
sie nun die Chance, diese zu einem Votum für die weitere Mitgliedschaft des Landes machen
zu  können.  In  deutschen  Medien  wird  diese  Hoffnung  offen  ausgesprochen:  „Sollte  die  EU-
-Wahl, wie einige Beobachter erwarten, tatsächlich zu einer Art Ersatzreferendum über den
Brexit  gemacht  werden,  könnte  Labour  spürbar  zulegen“[2].  „Overturning  the
Referendum“[3] heißt die Devise. Der Wille des Volkes soll ungeschehen gemacht werden.

 

Das Referendum war klar und eindeutig

 

Sofort nach Verkündung des Ergebnisses wurde in Zweifel gezogen, dass das Ergebnis von Ju-
ni 2016 klar und eindeutig war. Die Beteiligung lag jedoch bei 72,2 Prozent. Sie war damit
höher  als  bei  Wahlen in  Großbritannien üblich.  An denen zum Unterhaus  im Juni  2017
beteiligten sich nur 68,7 Prozent, und an denen zwei Jahre zuvor waren es sogar nur 66,1
Prozent gewesen. Noch deutlicher fiel  der Abstand zu den Wahlen zum Europäischen Parla-
ment 2014 aus. An diesen beteiligten sich lediglich 36 Prozent, gerade einmal halb so hoch
wie beim Referendum!

 

33.551.983 Wahlberechtigte stimmten am 23. Juni 2016 ab. Von ihnen votierten 51,9 Prozent
für Leave, 48,1 Prozent für Remain. Gezählt wurden 17,4 Millionen Stimmen für den Austritt,
16,1 Millionen dagegen. Der Abstand betrug 1,3 Millionen Stimmen. Das Ergebnis war klar
und eindeutig. Und doch wurde von Beginn an behauptet, dass das Votum sehr knapp gewe-
sen sei, es deshalb als nicht repräsentativ und eigentlich nicht bindend angesehen werden
könne. Erst kürzlich hieß es dementsprechend in der Tageszeitung junge Welt: „Tatsächlich
fiel das Ergebnis des Referendums am 23. Juni 2016 mit 51,89 gegen 48,11 Prozent der Stim-
men bei einer Wahlbeteiligung von 72,2 Prozent extrem knapp aus“[4]. Doch ab wann ist
eine Mehrheit eine Mehrheit? Den pro-EU-Kräften reichen regelmäßig sehr viel kleinere Vor-



sprünge aus – etwa bei der Abstimmung 1992 in Frankreich über den Vertrag von Maastricht.
Damals  sprachen sich  bei  einer  ähnlich  hohen Beteiligung wie  beim Brexit-Referendum
13.162.992 Wähler für und 12.623.582 gegen den Vertrag aus. Der Abstand betrug nicht ein-
mal 500.000 Stimmen. Niemand von den EU-Befürwortern stieß sich aber daran. Mehrheit ist
Mehrheit hieß es damals.

 

Die Anhänger des Brexits: „Uninformierte, Ignoranten und Wütende“

 

Die Entscheidung der britischen Wähler für Leave war eine Absage an nahezu die gesamte
herrschende Klasse, national wie international. Die Missachtung des dringenden Rats dieser
in einer „heiligen Allianz“ zusammengeschlossenen Kräfte des Remain konnte sich jene nur
mit Dummheit, Ignoranz bzw. Wut auf das Establishment erklären.

 

Für Richard Dawkins, emeritierter Professor für Zoologie in Oxford und Autor populärwissen-
schaftlicher Bücher, stand fest: „Es gibt in jedem Land dumme, ignorante Menschen, aber
ihre unschuldige Dummheit spielt in der Regel keine Rolle, da sie bei historisch bedeutsamen
und unwiderruflichen Entscheidungen des Staates nicht gefragt werden“[5].

 

Die US-amerikanische Zeitschrift Foreign Policy forderte die Eliten sogar zu offenem Widers-
tand auf: „Es ist an der Zeit, aufzustehen gegen die ignoranten Massen. Brexit zeigt die poli-
tische Spaltung unserer Zeit. Es ist keine solche zwischen rechts und links, es geht um Ver-
nunft gegen stumpfsinnige Wut“[6].

 

Und der slowenische Philosoph Slavoj Žižek, der gern auch als Leninist bezeichnet wird, erk-
lärte: „Die öffentliche Meinung hat nicht immer recht. Ich denke, man muss daher manchmal
den Willen der Mehrheit missachten“[7]. Den Uneinsichtigen wird von einigen sogar der Sta-
tus von Erwachsenen abgesprochen, was heißen soll, sie hätten mit dem Verstand eines Kin-
des abgestimmt[8].

 

„Blinder Antieuropäismus“ – die deutsche Linke und der Brexit

 

Auch die Reaktionen in Deutschland waren von Unverständnis, Klagen über die Ungebilde-
theit der Verweigerer oder einfach nur von Wut bestimmt: „51,9 Prozent der Briten haben
sich gegen ein liberales und weltoffenes Europa entschieden“[9] hieß es da ganz simpel.



 

Vertreter des linken Spektrums machten leider keine Ausnahme. So beschuldigte der Politik-
wissenschaftler Michael R. Krätke die Austrittsbefürworter, „ihre ganze Hoffnung auf den Na-
tionalstaat gesetzt zu haben“. Sie hätten dabei „leider die Banalität nicht begriffen, dass ein
schief und nur halb zu Ende gebauter Staatenbund, ein fragiles supranationales Gebäude, mit
all den Auswüchsen, die die EU heute aufweist, den globalen Kapitalismus von heute nicht
steuern und schon gar nicht regieren kann. Ein Nationalstaat aber, der nur in der Einbildung
seiner Einwohner noch irgendwie ῾groß῾ ist, wie der Kleinstaat Großbritannien – oder was
davon bleibt – , kann das noch weniger“[10].

 

Der Bundestagsabgeordnete der Partei Die Linke, Stefan Liebich, konnte im Ergebnis nur
„grotesken Unsinn“ sehen[11]. Und für den Vorsitzenden der Bundestagsfraktion Dietmar
Bartsch war es „erschreckend, dass die schrillen Parolen rechtspopulistischer Brexit-Befür-
worter mehrheitsfähig wurden“[12].

 

Die Strömung der Emanzipatorischen Linken in der Linkspartei, zu der die Parteivorsitzende
Katja Kipping zählt, sah in der Mehrheit für den Brexit einen „überdeutlichen Sieg“ für Recht-
spopulisten  und  Rechtskonservative.  Diesen  sei  es  „gelungen,  die  sozialen  und  ge-
sellschaftlichen  Frustrationen“  auf  die  EU  sowie  auf  Migranten  und  Geflüchtete  „zu
lenken“[13].

 

Nur wenige deutsche Linke sahen das anders, etwa der Soziologe und frühere Direktor am
Max-Planck-Institut  für  Gesellschaftsforschung  Wolfgang  Streeck:  „Dass  das  Leave-Lager
trotz nachhaltig angedrohter ökonomischer Nachteile gewann, ist bemerkenswert in einer
Welt, in der angeblich nur noch der wirtschaftliche Vorteil zählt, gerade unter Angelsachsen.
Wer sich nicht auf diese Weise einfangen ließ, gilt nun ausgerechnet in deutscher Lesart als ir-
rational, wenn nicht denkunfähig“[14].

 

Auch drei Jahre nach dem Referendum kritisieren Vertreter der Partei Die Linke die Entschei-
dung weiterhin scharf. Der Spitzenkandidat zu den Wahlen zum Europäischen Parlament,
Martin Schirdewan, erklärte: „Das Brexit-Chaos ist auch ein Produkt des Rechtspopulismus,
der mit Lügen und Halbwahrheiten Stimmung macht und Ängste schürt. Einfache Lösungen,
wie der Rückzug auf die Insel, sind selten gute Lösungen“[15].

 

In einer Erklärung der Linkspartei vom 19. Januar 2019 aus Anlass der Ablehnung des Aus-
trittsvertrags  durch das  britische Unterhaus  hieß  es:  „In  London hat  sich  abermals  der
Wahnsinn durchgesetzt, der die Briten in blindem Antieuropäismus lieber ins Chaos als geord-



net aus der EU führen wird. Die Antwort auf den Brexit muss lauten: Wir bauen Europa zu ein-
er Sozialunion um, mit der sich die Bürger identifizieren“[16].

 

In das gleiche Horn stieß die Zeitung junge Welt: „Heute, kaum zweieinhalb Jahre später, be-
dauert vermutlich eine Mehrheit der Briten den Ausgang des damaligen Referendums und
würde ihn gern korrigieren. Derartige Entscheidungen sind in der Realität viel komplizierter
und widersprüchlicher,  als  Populisten zu behaupten pflegen. Im Grunde tun sie gerade das,
was sie allen anderen (meist nicht unberechtigt) vorwerfen: Sie nehmen die Menschen nicht
ernst, sondern wollen sie vereinnahmen und für dumm verkaufen“[17].

 

Sozialistische Linke für den Brexit

 

All diese deutschen Linken kümmern sich aber nicht um die Positionen der sozialistischen und
kommunistischen Linken Großbritanniens gegenüber dem Brexit. Warum auch – weiß man
doch  von  Ferne  ganz  offensichtlich  viel  besser,  was  den  Bürgerinnen  und  Bürgern  dort  gut
tut.

 

Die radikale Linke Großbritanniens aber unterstützt den Austritt. Sie hat sich dafür in der „Al-
lianz zum Kampf für ein Nein zur EU-Mitgliedschaft Britanniens“ zusammengeschlossen. Ihr
gehören die kleine aber kampfstarke Gewerkschaft National Union of Rail, die Maritime and
Transport Workers (RMT), das Personenbündnis „Gewerkschafter gegen die EU“ sowie die
Communist Party of Britain (CPB) an.

 

Kritisiert werden vor allem der undemokratische Charakter der EU, die von ihr ausgehende
Demontage von Arbeiterrechten sowie ihre Flüchtlingspolitik. Am Tag nach dem Referendum
hieß es denn auch in Großbuchstaben auf der Website der CPB: „A VICTORY FOR POPULAR
SOVEREIGNTY“[18].

 

Bereits am Vortag hatte die sozialistische Tageszeitung Morning Star unmissverständlich deut-
lich gemacht, worum es bei der Abstimmung geht: „Eine Stimme für Verlassen bringt nicht
heute den Sozialismus. Aber sie wäre ein Schritt hin zur Wiederherstellung von demokratisch-
er  Kontrolle  über  unsere  Wirtschaft,  und  sie  würde  ein  Hindernis  für  Fortschritt
beseitigen“[19]. International unterstützt wurde die britische Linke vor allem von der Kommu-
nistischen Partei Portugals[20].

 



Auch jetzt greift die britische Linke in das Geschehen ein. Im März 2019, auf dem Höhepunkt
der Debatte im Unterhaus über den Austrittsvertrag, organisierte sie eine Veranstaltungsrei-
he in fünf britischen Großstädten unter dem Slogan „Transforming Britain after Brexit“. In
dem Aufruf hieß es: „Es werden sich neue Möglichkeiten zur Veränderung unserer Ökonomie
auftun, zur Stärkung unserer Demokratie und zur Besserung der Lebenslage der Mehrheit.
Wir sollten Mut schöpfen und zuversichtlich sein“[21]. Hauptredner war Costas Lapavitsas,
Dozent an der Londoner Universität und von Januar bis September 2015 Abgeordneter für
Syriza im griechischen Parlament. Dabei war auch der britische Autor, Filmemacher und His-
toriker Tariq Ali.

 

Sie und viele andere machen mit ihrem Engagement deutlich, dass der Brexit keineswegs nur
eine Angelegenheit der Rechten ist. Der Austritt aus der EU liegt sehr wohl auch im Interesse
der Linken.

 

Labour als pro-EU Partei

 

Für die deutsche Linkspartei ist aber nicht die Haltung der sozialistischen und kommunis-
tischen Linken Großbritanniens maßgebend, sie dürfte sie nicht einmal zur Kenntnis genom-
men haben. Man orientiert sich lieber an der sozialdemokratischen Labour-Party. Deren Vor-
sitzender Jeremy Corbyn gilt als ihr Hoffnungsträger.

 

Und so erklärten die Parteivorsitzenden Katja Kipping und Bernd Riexinger zum Ausgang der
Unterhauswahlen von Juni 2017: „Die Parlamentswahlen in Großbritannien sind ein ermutigen-
des Signal gegen den Rechtsruck in Europa und zeigen, wie wichtig den Menschen soziale
Gerechtigkeit ist. Die Konservativen haben sich in jeder Hinsicht verrechnet und ihr Wahlziel
verfehlt. Der Labour-Vorsitzende Jeremy Corbyn hat mit einer grandiosen Aufholjagd, in der
soziale Themen im Mittelpunkt standen, die absolute Mehrheit der konservativen Premiermin-
isterin verhindert“[22].

 

Das Brexit-Votum stellte für die Labour Party eine Niederlage dar, hatte sie sich doch nahezu
geschlossen  für  ein  Remain  eingesetzt  und  sich  sogar  als  offizieller  „Unterstützer  des  Ver-
bleibs“ registrieren lassen. Die von der Partei geführte Initiative „Labour In for Britain“ ver-
suchte  dabei  einen  eigenen  Akzent  neben  der  parteiübergreifenden  Bewegung  „Britan
stronger In Europe“ zu setzen.

 

Doch Labour war nicht ganz einheitlich für den Verbleib. Einige prominente Mitglieder stan-



den auf der anderen Seite nahmen führende Funktionen in der überparteilichen Initiative
“Vote Leave“ ein. Und es gibt die innerparteiliche Gruppe „Labour Leave“, in der Unterhaus-
abgeordnete sowie der Partei nahestehende Wissenschaftler zusammenarbeiten. Auch der
Generalsekretär der Lokführergewerkschaft ASLEF, Mick Whelan, gehört dazu. Doch insge-
samt sind die Befürworter des Leave bei Labour eindeutig in der Minderheit.

 

Daran ändert auch nichts, dass mit Jeremy Corbyn seit 2015 jemand an der Spitze der Partei
steht, der sich bereits Anfang der 1970er Jahre gegen den Beitritt des Landes zur damaligen
Europäischen Gemeinschaft ausgesprochen und in der Volksabstimmung 1975 für Leave ges-
timmt hatte. Diese Haltung hatte er auch in den Jahrzehnten nicht aufgegeben. Noch 2015
hatte er erklärt er, dass er auch bei einem neuen Referendum für den Austritt stimmen
werde. Doch dafür hatte er in seiner Partei nie eine Mehrheit. Vor allem die für Labour so
wichtigen Gewerkschaften hielten und halten strikt an ihrem pro-EU Kurs fest.

 

Im Referendumswahlkampf beteiligte sich denn auch die größte britische Gewerkschaft Unite
an der Finanzierung von „Labour In for Britain“. Nicht weniger als ein Viertel der dafür aufge-
wandten vier Millionen Pfund stellte sie dafür bereit.

 

Jeremy Corbyn hatte sich dem zu fügen. Und so stellte er sich in der Referendumskampagne
auf die Seite der Remain-Befürworter. Seine Anhänger verwiesen mit Stolz darauf, dass er
„im Vorfeld der Brexit-Abstimmung an mehr pro-EU-Demonstrationen teilgenommen hatte als
jedes andere Mitglied seiner Partei“[23].

 

Die Abstimmung zeigte aber auch, dass viele traditionelle Labour-Wähler der Linie des Partei-
Establishments nicht gefolgt waren. In Gebieten mit hohen Anteilen an Arbeitern lag das
Leave vorn. In einem Drittel der Wahlkreise, die von Labour bei den Unterhauswahlen 2017
gewonnen wurden, waren es sogar 60 Prozent und mehr, die für den Austritt gestimmt hat-
ten.

 

Die Folgen der Unterhauswahl vom 8. Juni 2017

 

Premierministerin  Theresa  May  löste  im  Frühjahr  2017  das  Unterhaus  auf  und  setzte
Neuwahlen an. Sie hoffte auf eine klare Mehrheit für ihre Partei, denn bei den Wahlen 2015
hatten die Konservativen nur 16 Sitze mehr als für die absolute Mehrheit nötig erhalten, was
angesichts des offenen Streits in der Partei  über den Brexit  eine sehr unsichere Machtbasis
war.



 

Doch die Wahlen vom 8. Juni 2017 endeten mit einer herben Enttäuschung für May. Der Aus-
bau der Mehrheit misslang, die Partei verlor sogar ihre Mehrheit. Obwohl die Konservativen
5,5 Prozent hinzugewannen, gingen 13 Wahlkreise verloren, sie kam auf nur noch 317 Man-
date.

 

Sieger wurde die Labour Party. Sie erzielte einen Stimmenzuwachs von 9,5 Prozent und
brachte in 262 Wahlkreisen ihre Kandidaten durch, das waren 30 mehr als 2015. Verlierer
war vor allem die rechtspopulistische UK-Independent Party mit einem Stimmenrückgang von
12,6 auf nur noch 1,8 Prozent, was ihrer Eliminierung gleichkam. Um im Amt bleiben zu kön-
nen,  war  May  gezwungen,  eine  parlamentarische  Zusammenarbeit  mit  der  nordirischen
protestantischen Democratic Unionist Party (DUP) einzugehen.

 

Auf den ersten Blick hatten die Wähler aber dennoch die Brexit-Entscheidung vom Juni 2016
bestätigt, denn die den Austritt vorantreibenden Konservativen konnten sich trotz der Ver-
luste an der Regierung halten. Und die siegreiche Labour Party hatte das Ergebnis des Refer-
endums in ihrem Wahlprogramm zumindest akzeptiert.

 

Die Liberaldemokraten, die entschiedensten Brexit-Gegner, können seitdem mit den ihnen
verbliebenen 12 Abgeordneten nur noch wenig ausrichten. Und auch die Verluste der eben-
falls pro-EU eingestellten Scottish National Party schwächten das Lager der Austrittsgegner
im Unterhaus.

 

Dennoch schöpften die Anhänger des Remain aus dem Wahlergebnis sogleich Hoffnung, das
Votum vom Juni 2016 doch noch rückgängig machen zu können. Woher aber nahmen sie
ihren  Optimismus?  Theresa  May  hatte  im  Wahlkampf  einen  „harten  Brexit“  nicht  aus-
geschlossen, also einen Austritt, ohne dass zuvor ein Verhandlungsergebnis mit den anderen
EU-Ländern erzielt wurde. Darüber hinaus hatte sie erklärt, dass Großbritannien auf jeden Fall
den europäischen Binnenmarkt wie auch die Zollunion verlassen werde.

 

Von den Brexit-Gegnern wurde denn auch sofort die Verfehlung ihres Wahlziels als Chance ge-
sehen, die Austrittsposition schwächen zu können. Befriedigt stellte die Frankfurter Allge-
meine Zeitung fest, dass „das Wahlergebnis natürlich kein Votum für einen harten Brexit
(ist), wie ihn May zuletzt angestrebt hat. Darüber werden sich viele Politiker auf dem Konti-
nent freuen, vor allem in Deutschland“[24].

 



Vor diesem Hintergrund wird der Optimismus der Brexit-Gegner verständlich: Die Labour-Par-
ty  ist  zu  ihrem  Hoffnungsträger  geworden!  Von  ihr  erwarten  sie  die  Revision  der  Austritt-
sentscheidung, zumindest aber eine Vereinbarung, in der der Zugang des Landes zum EU-Bin-
nenmarkt und seine Mitgliedschaft in der Zollunion der EU erhalten bleiben.

 

In einem Artikel der britischen Wochenzeitung Observer vom 26. August 2017 gab Labours
Brexit-Schattenminister, Keir Starmer, die Richtung vor. Danach strebt die Partei im Gegen-
satz zu den Torys einen „Soft-Brexit“ an. Nach dem Austritt soll Großbritannien während ein-
er Übergangszeit, die bis zu vier Jahre dauern kann, weiter dem Binnenmarkt als auch der Zol-
lunion  angehören.  Es  hätte  in  dieser  Zeit  auch  den  Anforderungen  der  Arbeitnehmer-
freizügigkeit zu entsprechen. Lediglich ein besseres „Management der Migration“ solle es
geben. Schließlich würde sich eine Labour-Regierung auch den Urteilen des Europäischen
Gerichtshofs weiter  unterwerfen.  Für Großbritanniens künftiges Verhältnis  zur EU nannte
Starmer das Vorbild Norwegen, das als Mitglied des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in
den EU-Binnenmarkt weitgehend integriert ist.

 

Auch Corbyn forderte auf dem Labour-Parteitag Ende September 2017 „einen Brexit für die
Vielen, einen, der uns einen unbeschränkten Zugang zum Binnenmarkt sichert und eine neue
kooperative Beziehung zur EU etabliert“[25].

 

Gut vorstellbar ist daher, dass ein solcher „Soft-Brexit“ lediglich die Vorstufe zu einer voll-
ständigen Revision  des  Austrittsbeschlusses  darstellt.  Denn geht  es  nach Labour  bliebe
Großbritannien ökonomisch weiter in die EU integriert,  ohne aber deren Entscheidungen
beeinflussen  zu  können.  Dies  wäre  aber  eine  absurde  Situation,  die  automatisch  die
Forderung aufkommen lassen muss, das daraus resultierende demokratische Defizit durch ei-
nen Wiedereintritt  aufzuheben.  Die von Labour angestrebte lange Übergangsphase nach
einem dann nur noch formalen Austritt würde daher nicht zur endgültigen Loslösung von der
EU, sondern am Ende zu einer erneuerten Vollmitgliedschaft Großbritanniens in der Union
führen.

 

Ein Erfolg der Partei bei den anstehenden Wahlen zum Europäischen Parlament ließe sich da-
her durchaus so auslegen, dass eine Mehrheit der britischen Bevölkerung damit einverstan-
den ist.

 

Auch  bürgerliche  Brexit-Gegner  haben  also  guten  Grund,  auf  Labour  zu  setzen.  Es  ist
keineswegs so wie gelegentlich behauptet wird: „Was das britische Bürgertum wirklich in
panische Angst versetzt: Labour-Chef Jeremy Corbyn und seine Sozialdemokratie, die wieder
ihren Namen verdient, könnten wieder an die Macht kommen“[26]. Das genaue Gegenteil ist



der Fall.
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